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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Um eine Abkürzung der Frist bei der Behandlung einer Volksinitiative zu erzwingen,
wurden im Berichtsjahr gleich fünf gleich lautende im Berichtjahr noch nicht
behandelte Motionen eingereicht. (Mo. 12.4123 (de Courten); 12.4157 (Humbel); 12.4164
(Cassis); 12.4207 (Hess); Mo. 12.4277 (Schwaller)). Normalerweise hat der Bundesrat nach
Einreichung einer Initiative ein Jahr Zeit, um eine Botschaft vorzulegen. Er hat zudem
die Möglichkeit, einen direkten oder indirekten Gegenvorschlag zu unterbreiten, womit
sich die Frist für die Botschaft um sechs Monate verlängert. Von dieser Möglichkeit
wollte die Regierung für die Volksinitiative „für eine öffentliche Krankenkasse“
eigentlich Gebrauch machen. Die Motionen verlangten nun aber, dass die Initiative
möglichst rasch und ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung gelangt. Offiziell begründet
wurde dies mit der Behandlung verschiedener Vorstösse zum
Krankenversicherungswesen. Inoffiziell wollten die bürgerlichen Parteien, von denen
die Vorstösse stammten, verhindern, dass die von der SP eingereichte Initiative zur
Einheitskrankenkasse den Sozialdemokraten im Wahljahr 2015, wenn die Initiative
aufgrund der verlängerten Frist wahrscheinlich zur Abstimmung gelangen würde,
Aufwind verleihen könnte. Eine Verkürzung der Behandlungsfrist für Volksinitiativen war
Gegenstand einer parlamentarischen Initiative Graf-Litscher (sp, TG) (11.455). Das
Parlament hat aktuell zweieinhalb Jahre Zeit für die Behandlung einer Volksinitiative,
wobei sich diese Frist um ein Jahr verlängert, wenn ein direkter oder indirekter
Gegenentwurf angenommen wird und noch einmal um ein Jahr, wenn dieser in die
Differenzbereinigung muss. Graf-Litscher zog ihr Begehren zurück, nachdem die SPK-N
einstimmig zugesagt hatte, das Geschäft im Rahmen der Revision des
Parlamentsgesetzes zu behandeln. 1

MOTION
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN

Die Volksinitiative „für eine öffentliche Krankenkasse“ war Ursache von fünf
gleichlautenden Motionen, die alle Ende 2012 – vier im Nationalrat und eine im
Ständerat – von Gegnern des Volksanliegens eingereicht worden waren. Der Bundesrat
wurde darin aufgefordert, die Initiative zur Einheitskrankenkasse der Stimmbevölkerung
rasch und ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung zu unterbreiten. Mit ein Grund für die
Einreichung der Vorstösse war die bestehende Regelung zur Frist bei der Behandlung
einer Volksinitiative, wonach der Bundesrat ein Jahr Zeit hat, um für eine Initiative eine
Botschaft zu entwerfen. Die Krankenkasseninitiative war Ende Mai 2012 eingereicht
worden. Weil die Regierung den Entwurf eines Gegenvorschlages plante, hätte sich die
Frist um ein halbes Jahr verlängert. Die Motionäre wiesen darauf hin, dass sowohl die
Initiative als auch ein Gegenvorschlag in den Räten keine Chance hätten und deshalb
der Umweg nicht gegangen werden müsse. Das Parlament sei entscheidungsreif und die
Stimmbevölkerung habe schon mehrfach ihr Desinteresse an einer
Einheitskrankenkasse gezeigt. In der Presse wurde hinter den bürgerlichen Begehren
allerdings auch Wahltaktik vermutet, würde die SP-Initiative doch mit verlängerter Frist
im Wahljahr zur Abstimmung gelangen. In der Diskussion im Ständerat, der die Motion
Schwaller (cvp, FR) zuerst behandelte, wurden nicht vorwiegend gesundheits-, sondern
staatspolitische Argumente vorgebracht. Die Motionen würden in den bewährten
Prozess eingreifen und gesetzlich geregelte Fristen aushebeln, was nicht nur ein
Unding, sondern auch ein Präzedenzfall wäre. Trotz dieser Bedenken hiess der
Ständerat den Vorstoss mit 27 zu 17 Stimmen gut. Zwei Tage später behandelte der
Nationalrat die vier Motionen de Courten (svp, BL) (12.4123), Humbel (cvp, AG) (12.4157),
Cassis (fdp, TI) (12.4164) und Lorenz Hess (bdp, BE) (12.4207) in globo. Die SP, welche die
Begehren ablehnte, warf den Motionären vor, ein Machtspiel zu spielen und dem neuen
Gesundheitsminister Berset (sp) die Flügel stutzen zu wollen. Allerdings würden die
Motionäre mit ihrem Vorgehen selber für eine Verzögerung sorgen, da der jeweilige
Zweitrat erst im Juni über die Motionen werde befinden können. Bundesrat Berset wies
auch in der grossen Kammer auf die bewährten Verfahrensregeln hin. Die Regierung
würde ihre Arbeit so rasch wie möglich erledigen, aber die für den Gegenvorschlag
Ende Februar gestartete Vernehmlassung nicht abbrechen. Mit 102 zu 71 Stimmen bei
zwei Enthaltungen wurden jedoch alle vier Motionen angenommen. Gegen die Begehren
stimmten die SP, die GP und die GLP. In der Sommersession überwies der Nationalrat
die Motion Schwaller mit 109 zu 65 Stimmen und der Ständerat nahm die vier

MOTION
DATUM: 09.12.2013
MARC BÜHLMANN
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nationalrätlichen Vorstösse ebenfalls in globo an. Der Bundesrat verzichtete schliesslich
doch auf einen Gegenvorschlag und legte die Botschaft zur
Einheitskrankenkasseninitiative Ende September vor. Noch in der Wintersession
wurden die fünf Motionen deshalb abgeschrieben. 2

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Eine Verringerung des Aufwandes von KMU bezweckte Lorenz Hess (bdp, BE) mit seiner
Motion für eine halbjährliche Abrechnung der Mehrwertsteuer auch für die effektive
Abrechnungsmethode zu erreichen. Aktuell muss die Mehrwertsteuerabrechnung
anhand der effektiven Abrechnungsmethode vierteljährlich, mit den alternativen
Saldosteuersätzen jedoch nur halbjährlich vorgenommen werden. Eine halbjährliche
Abrechnung bei der effektiven Abrechnungsmethode reduziere den bürokratischen
Aufwand von zwei Dritteln aller KMU, erklärte der Motionär. 
Dieser Darstellung widersprach der Bundesrat: Für Unternehmen mit
Vorsteuerüberschüssen – und solche hätten 2015 und 2016 mindestens die Hälfte aller
entsprechenden Unternehmen mindestens einmal aufgewiesen – sei eine
vierteljährliche Abrechnung aus Liquiditätsgründen attraktiver. Aufwendig für die
Unternehmen sei denn auch die Anwendung der Mehrwertsteuer im täglichen
Geschäftsverkehr, nicht in erster Linie die Mehrwertsteuerabrechnung, wie auch eine
Studie der PWC gezeigt habe. 
Diese Argumente überzeugten den Nationalrat jedoch nicht; er nahm die Motion in der
Sommersession 2019 mit 127 zu 62 Stimmen an. 3

MOTION
DATUM: 12.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Eine von Bernhard Guhl (bdp, AG) im Sommer 2018 eingereichte und auf die neue
Legislaturperiode von seinem Parteikollegen Lorenz Hess (bdp, BE) übernommene
Motion forderte, die Innovation im Stromnetz zu ermöglichen. Konkret sollen dazu im
Kontext der Revision des StromVG bei der Netztarifierung mehr Gestaltungsfreiheit und
mehr Verursachergerechtigkeit Einzug halten. Der Bundesrat erachtete das Anliegen in
seiner Stellungnahme bereits als erfüllt, da im Zuge der Energiestrategie 2050
(Bestimmungen zu Mess-, Regel- und Steuersystemen im StromVG) und der Strategie
Stromnetze Massnahmen in Richtung Smart Grids, Effizienz und einer verbesserten
Integration dezentraler Stromproduktionsstätten getroffen worden seien. Mit der
Strategie Stromnetze habe zudem das Nova-Prinzip Eingang ins Gesetz gefunden, das
besagt, dass Netzoptimierung vor einer Netzverstärkung stehen soll und dadurch
innovative Massnahmen seitens der Netzbetreiber erwünscht seien. Mehr Freiraum und
Flexibilität bei der Verwendung von Leistungstarifen wollte der Bundesrat den
Betreibern zudem im Zuge der genannten Revision des StromVG einräumen, die im
Herbst 2018 in die Vernehmlassung kommen sollte. In seiner ablehnenden Haltung
erklärte der Bundesrat weiter, dass die Motion den Handlungsspielraum des
Bundesrates einschränken würde und grösseren administrativen Aufwand zur Folge
hätte. Im Sommer 2020 verstrich schliesslich die Behandlungsfrist des Vorstosses, was
zu dessen Abschreibung führte. 4

MOTION
DATUM: 19.06.2020
MARCO ACKERMANN
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Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Eine Motion Hess (bdp, BE) forderte vom Bundesrat Massnahmen zur leichteren Ab-
und Auflastung von Nutzfahrzeugen und Anhängern. Bisher kann das zugelassene
Gesamtgewicht eines Nutzfahrzeugs oder eines Anhängers auf Gesuch des Halters
höchstens einmal jährlich verändert werden. Dies sei ineffizient und komme dem
Grundsatz der Besteuerung des effektiven Gewichts mit der LSVA nur ungenügend
nach, argumentierte der Motionär. Der Bundesrat zeigte sich bereit, einen
entsprechenden Bericht auszuarbeiten. Der Nationalrat überwies die Motion im
September 2013. 5

MOTION
DATUM: 27.09.2013
NIKLAUS BIERI

Eine Motion Hess (bdp, BE) zur leichteren Ab- und Auflastung von Nutzfahrzeugen und
Anhängern war im Herbst 2013 vom Nationalrat angenommen worden. Der Ständerat
zeigte sich in der Frühjahrssession 2014 mit dem Bestreben, mehr Flexibilität und
Abgabenwahrheit für Nutzfahrzeughalter zu erreichen, diskussionslos einverstanden
und folgte damit auch dem bundesrätlichen Antrag auf Annahme. 6

MOTION
DATUM: 20.03.2014
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die SGK-NR reichte im Mai 2018 eine Motion ein, mit welcher sie die Vergütung von
ausserkantonalen stationären Wahlbehandlungen zum maximalen Tarif des
Wohnkantons erreichen wollte, falls es sich beim Standortspital um denselben
Krankenhaustyp handelt und der Tarif dort höher angesetzt ist als im eigenen Kanton.
Während der Herbstsession 2018 erklärte Lorenz Hess (bdp, BE) für die Kommission,
man wolle damit verhindern, dass die Kantone den Referenztarif – also den Betrag, den
die Kantone an ausserkantonale Behandlungen bezahlten – zu tief anlegten. Diese Praxis
schade dem Wettbewerb sowie der freien Spitalwahl und benachteilige die
Betroffenen. Mit dem Artikel 41 der KVG-Revision zur Spitalfinanzierung sei
ursprünglich die Einführung der kantonsübergreifenden Spitalwahl beabsichtigt
gewesen, wobei sichergestellt werden sollte, dass die Kantone für Behandlungen ihrer
Einwohnerinnen und Einwohner ausserhalb des Wohnkantons nicht mehr bezahlen
müssten als innerhalb. Nun bezahlten die Kantone aber teilweise weniger an die
ausserkantonalen Behandlungen. Bundesrat Berset unterstützte den Vorstoss der
Kommission. Gemäss den geltenden Rechtsvorschriften seien die Kantone bei
Behandlungen ausserhalb des Kantons verpflichtet, den Tarif eines ihrer Listenspitäler
als Referenz zu berücksichtigen, welches die betreffende Behandlung tatsächlich auch
selbst anbietet. Wenn im Wohnkanton allerdings mehrere Krankenhäuser die
Behandlung durchführen, sei bisher nicht geregelt, wie der Referenztarif bestimmt
wird. Stillschweigend nahm der Nationalrat die Motion an. 7

MOTION
DATUM: 19.09.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

Mittels Motion forderte Lorenz Hess (bdp, BE) das Zurückkommen auf eine freiwillige
kostenlose Vorprüfung von Werbeentwürfen in der Alkoholbranche durch die
Eidgenössische Alkoholverwaltung. Dies sei jahrelang unkomplizierte und effiziente
Praxis gewesen. Wenn dieses Verfahren nun aber kostenpflichtig gemacht werde, so wie
von der Oberzolldirektion angekündigt, werde die Spirituosenbranche künftig vermehrt
auf eine Vorprüfung verzichten, was zu regelwidriger Werbung und somit auch zu
grösserem Aufwand und höheren Kosten für das EFD führe. Das mit mehr Formalitäten
verbundene Verfahren könne zudem zur Folge haben, dass die Sanktionsmassnahmen
nicht sofort griffen, nicht konforme Werbung bereits geschaltet würde und Jugendliche
damit in Berührung kämen, so der Motionär.
Der Bundesrat hingegen sah keinerlei Handlungsbedarf: Es gebe einen kostenlosen
Leitfaden zur Werbebeschränkung, an welchem sich die Werbetreibenden orientieren
und somit selbst über die Zulässigkeit der Werbung entscheiden könnten. Bei allfälligen
Unsicherheiten bezüglich richtiger Interpretation des Gesetzes bestehe weiterhin das –
nun kostenpflichtige – Angebot einer Vorprüfung. Mit den Gebühren wolle man lediglich
der in der jüngeren Vergangenheit stark angestiegenen, teils unnötigen

MOTION
DATUM: 12.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Vorprüfungsnachfrage Einhalt gebieten. 
Diese Argumentation wirkte anscheinend wenig überzeugend auf die Mehrheit des
Nationalrates, nahm dieser die Motion doch in der Sommersession 2019 mit 129 zu 57
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. 8

Der Ständerat setzte sich in der Frühjahressession 2021 mit der Frage auseinander, ob
es weiterhin möglich sein soll, Werbung für Alkoholprodukte kostenlos durch die EAV
vorprüfen zu lassen, wie dies eine Motion Hess (bdp, BE) forderte. Christian Levrat (sp,
FR), Sprecher der vorberatenden WAK-SR, die dem Geschäft mit 7 zu 5 Stimmen (bei 1
Enthaltung) zugestimmt hatte, argumentierte, dass zur Gewährleistung einer wirksamen
Prävention gegen übermässigen Alkoholkonsum der kostenlose Zugang zu dieser
Dienstleistung essentiell sei. Anders sah dies hingegen Bundesrat Maurer. Er
rechtfertigte die geplante Kostenpflicht damit, dass die gegenwärtigen Bestimmungen
ziemlich viele Ressourcen in der EZV für etwas beanspruchten, das mit dem durch die
gleiche Stelle als Hilfsmittel herausgegebenen kostenlosen Leitfaden selbständig
überprüft werden könne. Dem Finanzminister gelang es jedoch nicht, die kleine
Kammer zu überzeugen. Mit 35 zu 7 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommission
und stimmte der Motion zu. 9

MOTION
DATUM: 02.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im März 2016 beantragte Lorenz Hess (bdp, BE) in der Motion «KVG. Innovation und
Transparenz bei den Tarifen fördern», dass neben den ambulanten und stationären
Leistungen künftig auch die Tarife von Laboranalysen durch die Tarifpartner verhandelt
werden. Unstimmigkeiten sollen durch eine von ihnen eingesetzte Rekursinstanz
behandelt und falls nötig ans Bundesverwaltungsgericht weitergezogen werden können.
Bisher würden die Labortarife einseitig und ohne Rekursmöglichkeiten in der
Analyseliste festgelegt, was rechtsstaatlich fragwürdig sei, argumentierte der Motionär.
Dass Anpassungen der Analyseliste äusserst lange dauerten – der Motionär sprach von
durchschnittlich 22 Monaten –, sei innovationsfeindlich. Die Schaffung einer
Rekursinstanz würde die Rechtsmittelverfahren beschleunigen, da die Entscheidungen
durch spezialisierte Richter erfolgten und damit nur wenige Verfahren weitergezogen
werden müssten. 
Der Bundesrat erklärte, dass das EDI die Analyseliste aktuell unter Beratung der EAMGK,
in der die verschiedenen Interessenverbände vertreten sind, erstelle und die Tarife
festlege. Auch wenn die Tarife zukünftig durch die Tarifpartner festgelegt würden,
würde das EDI weiterhin die Analyseliste generieren. Der Bundesrat bezweifelte jedoch
aufgrund seiner Erfahrungen, zum Beispiel mit Tarmed, dass die Verhandlungen der
Versicherer oder Versichererverbände mit den zahlreichen, sehr unterschiedlichen
Leistungserbringern tatsächlich zu einem einheitlichen Tarif führen würden. In der
Frühjahrssession 2018 betonte Gesundheitsminister Berset zudem, dass das bisherige
System gut funktioniere. Bereits heute hätten die Tarifpartner die Möglichkeit, Tarife
festzusetzen, da die Analyseliste lediglich Höchsttarife beinhalte. Das täten sie jedoch
nicht, was darauf hinweise, dass ein Konsens nur schwierig zu finden sei. Dennoch
nahm der Nationalrat die Motion mit 140 zu 52 Stimmen an. 10

MOTION
DATUM: 07.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Da sowohl der Ständerat als auch der Nationalrat bereits eine Motion der SGK-SR (Mo.
17.3969) mit derselben Stossrichtung angenommen hätten, erübrige sich die Motion
Hess (bdp, BE) zur Förderung der Innovation und Transparenz bei den KVG-Tarifen,
erklärte die SGK-SR im Februar 2019 und beantragte die Motion zur Ablehnung. 
Stillschweigend folgte der Ständerat diesem Antrag in der Frühjahrssession 2019. 11

MOTION
DATUM: 05.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Eine Erleichterung des elektronischen Datenaustauschs zwischen den Kantonen und
den Krankenversicherern respektive ihren Verbänden erhoffte sich Lorenz Hess (bdp,
BE) von einer Ende 2018 eingereichten Motion. Dadurch sollten korrekte, tagesaktuelle
Entscheide zu Wohnsitzfrage, Krankenkassenprämien und stationären Anteilen der
Kantone gefällt werden können und der bürokratische Aufwand sowie die
Fehleranfälligkeit reduziert werden. Zwar sei eine elektronische Überprüfung der
Versicherungspflicht dank der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765) zukünftig möglich,
erklärte der Motionär, die Möglichkeiten des elektronischen Datenaustausches sollten

MOTION
DATUM: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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aber ausgedehnt werden. 
Der Bundesrat zeigte sich mit der Stossrichtung der Motion einverstanden und
beantragte ihre Annahme. Er verwies allerdings auf die Wichtigkeit der Wahrung der
privaten Interessen der Versicherten – insbesondere da der Datenaustausch zwischen
Kantonen und Krankenversicherern im Unterschied zur Motion Brand gegenseitig sei.
Zudem rief er, wie er es bereits in der Diskussion zur Motion Brand getan hatte, in
Erinnerung, dass ein Datenaustausch mit den Versichererverbänden keinesfalls möglich
sei, weil Letztere keine mit der Durchführung des KVG beauftragten Organe darstellten.

In der Frühjahrssession 2019 nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend und
diskussionslos an. 12

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Hess (fdp, BE), in
welcher der Motionär eine Ausweitung des elektronischen Datenaustauschs auf
weitere Bereiche forderte, zusammen mit der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765).
Zuvor hatte die SGK-SR den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen
Kantonen und Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände
davon aber noch einmal ausdrücklich ausgenommen und einen entsprechenden
Vorbehalt angebracht. Stillschweigend folgte der Ständerat diesem Antrag und nahm
die Motion an, nachdem Kommissionssprecher Ettlin (cvp, OW) im Rat noch einmal
ausdrücklich auf den Vorbehalt der Kommission hingewiesen hatte. 13

MOTION
DATUM: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Brand (svp, GR) für
eine administrative Erleichterung der Überprüfung der Versicherungspflicht durch die
Kantone zusammen mit der Motion Hess (bdp, BE; Mo. 18.4209). Zuvor hatte die SGK-SR
den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen Kantonen und
Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände davon aber
noch einmal ausdrücklich ausgenommen. Während Kommissionssprecher Ettlin (cvp,
OW) diesen Vorbehalt bezüglich der Motion Hess im Rat noch einmal betonte, sprach er
denselben Vorbehalt der Kommission bezüglich der Motion Brand nicht mehr an.
Stillschweigend nahm der Ständerat die Motion Brand in der Folge an. 14

MOTION
DATUM: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

Obwohl die Leistungserbringenden im Tiers payant die Pflicht hätten, den Patientinnen
und Patienten Rechnungskopien zuzustellen, verzichten einige von ihnen systematisch
darauf und verunmöglichen dadurch die Kontrolle der Rechnungen durch die
Patientinnen und Patienten. Entsprechend forderte Lorenz Hess (bdp, BE) in einer
Motion die Schaffung einer Möglichkeit im KVG, Leistungserbringende, die
systematisch auf die Sendung von Rechnungskopien verzichten, mit einem
Intransparenzabzug – zum Beispiel in der Höhe von CHF 40 pro Rechnung – zu belegen.
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf das erste Kostendämpfungspaket, welches
die bisher in der KVV aufgeführte Pflicht zur Zustellung einer Rechnungskopie ins KVG
aufnehmen und klarer definieren sowie Sanktionsmassnahmen festlegen will.
Entsprechend empfahl er die Motion zur Ablehnung. Obwohl der erste Teil des
Kostendämpfungspakets I, der die Frage der Rechnungszustellung beinhaltete, in der
Zwischenzeit vom Nationalrat behandelt und mit einigen Änderungen angenommen
worden war, sprach sich der Nationalrat mit 187 zu 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) fast
einstimmig für Annahme der Motion aus. Nicht überzeugt zeigten sich einzig Alfred
Heer (svp, ZH; Ablehnung) und Beat Walti (fdp, ZH; Enthaltung). 15

MOTION
DATUM: 15.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2021 setzte sich der Ständerat mit der Motion von Lorenz Hess
(bdp, BE) für einen Intransparenzabzug für Leistungserbringende, die systematisch auf
die Sendung von Rechnungskopien verzichten, auseinander. Dabei folgte er
stillschweigend dem Antrag der SGK-SR, welche die Motion zur Ablehnung empfohlen
hatte, da die im Vorstoss geforderte Pflicht zur Zustellung von Rechnungskopien bereits
im ersten Massnahmenpaket zur Kostendämpfung beschlossen worden war. 16

MOTION
DATUM: 08.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Im September 2019 forderte Rosmarie Quadranti (bdp, ZH) in einer Motion die
Abgeltung der Umnutzung von Mitteln und Gegenständen für Kinder und Jugendliche
durch die OKP. Solche Materialien für Kinder und Jugendliche müssten in zahlreichen
verschiedenen Grössen vorhanden sein, was sich aber für die Leistungserbringenden
betriebswirtschaftlich nicht lohne, da nur deren Verwendung, nicht aber ihre Lagerung
abgegolten werde. Deshalb würden häufig bestehende Gegenstände fachfremd
angewendet, wodurch sie jedoch nicht abgerechnet werden könnten, erklärte die
Motionärin und verlangte eine Änderung dieser Regelung. Der Bundesrat beantragte die
Motion zur Ablehnung. Bereits heute dürfe «zweckmässig[...] und wirtschaftlich[...]»
eingesetzes Verbrauchsmaterial zum Einkaufspreis abgegolten werden, sofern es nicht
in einer Tarifposition oder in der Fallpauschale enthalten sei. Die Nutzung von selten
gebrauchtem Material könne überdies zum Beispiel durch eine Zusammenarbeit von
mehreren Leistungserbringenden optimiert werden. In der Herbstsession 2021 setzte
sich der Nationalrat mit der Motion auseinander, nachdem sie Lorenz Hess (bdp, BE)
übernommen hatte. Diskussionlos stimmte ihr die grosse Kammer mit 109 zu 76
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu. Die ablehnenden Stimmen stammten von der
FDP.Liberalen- und der SVP-Fraktion. 17

MOTION
DATUM: 16.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) Medienmitteilung SPK-N vom 14.5.12
2) Mo. 12.4277 (Schwaller): AB SR, 2013, S. 218 ff.; AB NR, 2013, S. 976 f.; Mo. 12.4123 (de Courten), Mo. 12.4157 (Humbel), Mo.
12.4164 (Cassis) und Mo. 12.4207 (Hess): AB NR, 2013, S. 435 ff.; AB SR, 2013, S. 427 f.; Botschaft des BR: BBl, 2013, S. 7929 ff.
(BRG 13.079); Medienmitteilung BR vom 27.2.13; NZZ, 1.3., 12.3. und 19.3.13; TA und NZZ, 21.3.13.
3) AB NR, 2019, S. 1022
4) Mo. 18.3678
5) AB NR, 2013, S. 1745.
6) AB SR, 2014, S. 332 f.
7) AB NR, 2018, S. 1444 f.
8) AB NR, 2019, S. 1020 f.
9) AB SR, 2021, S. 32 f.; Bericht WAK-SR vom 18.1.21
10) AB NR, 2018, S. 279 f.
11) AB SR, 2019, S. 34 f.; Bericht SGK-SR (16.3193) vom 19.2.19
12) AB NR, 2019, S. 584
13) AB SR, 2020, S. 110 f.; Bericht SGK-SR vom 11.2.20
14) AB SR, 2020, S. 110 f.; Bericht SGK-SR vom 11.2.20 (Mo. 18.3765)
15) AB NR, 2020, S. 1522
16) AB SR, 2021, S. 119; Bericht SGK-SR vom 27.1.21 
17) AB NR, 2021, S. 1668
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